
DREI MILLIONEN
FORDERN…

… Mitbestimmung in der Schule

  �Politische Bildung als Schulfach: Ein eigen-
ständiges Fach „Politische Bildung“ ist in  
allen Schulformen (inkl. Berufsschulen) ab der  
5. Schulstufe durchgängig bis zum Ende der 
Schullaufbahn etabliert.

  �Es gibt ein Fokusjahr „Medienkompetenz“  
in der 6. Schulstufe, das die Grundlage für  
einen selbstbestimmten, informierten Umgang  
im digitalen Raum und mündiges politisches 
Handeln legt. 

  �Demokratie in der Schule: Schulen und  
andere Bildungsinstitutionen sind Lernorte der  
Demokratie. Dies zeichnet sich durch eine  
gestärkte Schulpartnerschaft und regelmäßig 
stattfindende Partizipationsformate am 
Schulstandort (z.B. Klassenrat, Schüler*innen-
parlament) aus. 

… Mitbestimmung  
am Arbeitsplatz

  �Die Bildungsfreistellung von Jugend- 
vertrauensrät*innen (aktiven Mitgliedern  
sowie Ersatzmitgliedern) beträgt vier Wochen 
pro Funktionsperiode. 

  �Alle Beschäftigten sind, unabhängig von 
ihrem Alter, berechtigt, an Betriebsratswahlen 
teilzunehmen.

  �Das Maximalalter für das passive Wahlrecht  
eines Jugendvertrauensrats in einem Betrieb  
beträgt 25 Jahre. 

… den digitalen Raum als  
sicheren Ort für Kinder- und  
Jugendbeteiligung

�   �Alle digitalen Plattformen haben standardi-
sierte Meldebuttons für diskriminierende 
Inhalte und Desinformation. Sie sind einfach 
und niederschwellig zu bedienen. 

  �Trusted Flagger sind umfassend und  
nachhaltig finanziert. 

  �Der Digital Service Act wurde konsequent  
umgesetzt. Insbesondere die Erhebung von 
Daten von Kindern und Jugendlichen ist  
durch Safety by Design auf das notwendige 
Mindestmaß beschränkt. 

… inklusive Räume  
der Beteiligung

  �Mehr junge Menschen können wählen gehen,  
weil es einen einfacheren Zugang zur öster-
reichischen Staatsbürgerschaft gibt. Kinder, 
die in Österreich geboren sind, können automa-
tisch die Staatsbürgerschaft erlangen. 

  �Menschen mit Behinderungen haben einen  
bundesweit einheitlichen Rechtsanspruch 
auf persönliche Assistenz und können so um-
fassend am gesellschaftlichen und politischen 
Leben teilhaben. 

  �In jeder österreichischen Gemeinde gibt es  
einen Kindergemeinderat (oder ein ähnliches  
Vertretungsgremium). Dieser wird verpflichtend 
in Entscheidungen, die Kinder betreffen,  
eingebunden. 

Unsere To-Do-Liste für die Politik
Junge Menschen interessieren sich für Politik und wollen sich beteiligen. Oft fehlen 
aber Möglichkeiten oder Informationen und es gibt Zugangsbarrieren. Deshalb haben 
wir eine To-Do-Liste für mehr Beteiligung von jungen Menschen für die Politik erstellt.  





DREI MILLIONEN
FORDERN…

… Mitbestimmung in der Schule

  �Politische Bildung als Schulfach: Ein eigen-
ständiges Fach „Politische Bildung“ ist in  
allen Schulformen (inkl. Berufsschulen) ab der  
5. Schulstufe durchgängig bis zum Ende der 
Schullaufbahn etabliert.

  �Es gibt ein Fokusjahr „Medienkompetenz“  
in der 6. Schulstufe, das die Grundlage für  
einen selbstbestimmten, informierten Umgang  
im digitalen Raum und mündiges politisches 
Handeln legt. 

  �Demokratie in der Schule: Schulen und  
andere Bildungsinstitutionen sind Lernorte der  
Demokratie. Dies zeichnet sich durch eine  
gestärkte Schulpartnerschaft und regelmäßig 
stattfindende Partizipationsformate am 
Schulstandort (z.B. Klassenrat, Schüler*innen-
parlament) aus. 

… Mitbestimmung  
am Arbeitsplatz

  �Die Bildungsfreistellung von Jugend- 
vertrauensrät*innen (aktiven Mitgliedern  
sowie Ersatzmitgliedern) beträgt vier Wochen 
pro Funktionsperiode. 

  �Alle Beschäftigten sind, unabhängig von  
ihrem Alter, berechtigt, an Betriebsratswahlen  
teilzunehmen.

  �Das Maximalalter für das passive Wahlrecht  
eines Jugendvertrauensrats in einem Betrieb  
beträgt 25 Jahre. 

… den digitalen Raum als  
sicheren Ort für Kinder- und  
Jugendbeteiligung

�   �Alle digitalen Plattformen haben standardi-
sierte Meldebuttons für diskriminierende  
Inhalte und Desinformation. Sie sind einfach 
und niederschwellig zu bedienen. 

  �Trusted Flagger sind umfassend und  
nachhaltig finanziert. 

  �Der Digital Service Act wurde konsequent  
umgesetzt. Insbesondere die Erhebung von 
Daten von Kindern und Jugendlichen ist  
durch Safety by Design auf das notwendige 
Mindestmaß beschränkt. 

… inklusive Räume  
der Beteiligung

  �Mehr junge Menschen können wählen gehen,  
weil es einen einfacheren Zugang zur öster-
reichischen Staatsbürgerschaft gibt. Kinder, 
die in Österreich geboren sind, können automa-
tisch die Staatsbürgerschaft erlangen. 

  �Menschen mit Behinderungen haben einen  
bundesweit einheitlichen Rechtsanspruch 
auf persönliche Assistenz und können so um-
fassend am gesellschaftlichen und politischen 
Leben teilhaben. 

  �In jeder österreichischen Gemeinde gibt es  
einen Kindergemeinderat (oder ein ähnliches  
Vertretungsgremium). Dieser wird verpflichtend 
in Entscheidungen, die Kinder betreffen,  
eingebunden. 

Unsere To-Do-Liste für die Politik
Junge Menschen interessieren sich für Politik und wollen sich beteiligen. Oft fehlen 
aber Möglichkeiten oder Informationen und es gibt Zugangsbarrieren. Deshalb haben 
wir eine To-Do-Liste für mehr Beteiligung von jungen Menschen für die Politik erstellt.  




